[image: image3.wmf] 


[image: image4.jpg]



[image: image5.jpg]EU -
DIENSTLEISTUNGS -
RICHTLINIE





_____________________________  

Ausgabe 10 


     Januar – Mai  2006      

[image: image6.jpg]& F
b ‘w





Anstelle einer Einleitung

Unser Anliegen mit dem vorliegenden Themenheft ist es, politische Zusammen-hänge herzustellen. Wir möchten informieren über Veränderungen auf welt-weiter und europäischer Ebene und deren Auswirkungen auf unser Leben, unsere wirtschaftliche, soziale und demokratische Realität hier in der Region.

Wir möchten Ihnen in diesem Heft einige Beispiele nennen, wie z.B. die Ent-scheidungen der Welthandelsorganisation WTO oder der Europäischen Kommission unser soziales Gefüge beeinflusst. Nicht zuletzt wollen wir Sie ermutigen, sich in diesen wichtigen Fragen einzumischen und Demokratie einzufordern. 

Wir möchten die Gestaltung unserer Welt nicht denen überlassen, die unsere Welt allein aus wirtschaftlichem Blickwinkel betrachten. Und erst recht nicht jenen, die auf der ständigen Suche nach neuen Märkten und höherem Profit Soziale Rechte oder den Erhalt unserer Umwelt als Handelshemmnis begreifen und letztendlich die Überlebensfähigkeit unseres Planeten riskieren. 

Die Erhaltung von Arbeitsplätzen und sozialen Leistungen in unserer Region steht in direktem Zusammenhang mit Entscheidungen auf europäischer und globaler Ebene (EU-Dienstleitungsrichtlinie, Dienstleistungsabkommen GATS). Die Auswirkungen solcher Abkommen, treffen uns ganz unmittelbar, hier in der Region Rems-Murr Kreis. 

Ebenso betrifft uns die Frage der Welternährung (Agrarhandel, Gentechnologie) oder die Zukunft der öffentlichen Daseinsvorsorge (Privatisierung von Wasser-versorgung, Gesundheitsvorsorge, Verkehrswesen, Krankenhäuser etc.) 

Im strategisch – wirtschaftlichen Zusammenhang ist die militärische Option erschreckenderweise bereits zu einem wesentlichen und bestimmenden Faktor geworden. 

Strategische Ziele der Welthandelsorganisation, der EU als wichtiger Akteur in der WTO und unserer Regierung sind zu durchschauen und zu hinterfragen. 

Auf diese Zusammenhänge mit all ihren Auswirkungen, die vor Grenzen und Kontinenten nicht halt machen, legen wir in unserer Attac-Arbeit die Priorität. Hierbei sind uns die Menschenrechte elementar wichtig. Aber auch die Folgen politischer Entscheidungen auf Umwelt und Klima werden wir in den Vorder-grund unserer Attac-Arbeit rücken, um durch das Menschenrecht „Lebensrecht“ die Grundlage für alle zu ermöglichen. 

Kontinentübergreifend – eben lokal handeln und global denkend.



„Attac" ist die französische Abkürzung für "Vereinigung zur Besteuerung von Finanztransaktionen im Interesse der BürgerInnen". Die Organisation wurde 1998 in Frank​reich gegründet und hat sich mittlerweile der Problematik neoliberaler Globalisierung angenommen. Attac tritt für eine demokratische Kontrolle und Regulierung der internationalen Märkte für Kapital, Güter und Dienstleistungen ein. Mit 120.000 Mitgliedern in 45 Ländern, davon 16.000 in Deutschland versteht sich Attac als Teil einer globalen Bewegung. Immer mehr Menschen unterschiedlicher politischer und weltanschaulicher Herkunft werden in den mittlerweile über 100 Attac-Gruppen vor Ort aktiv. Die erste Regionalgruppe im Rems-Murr-Kreis hat sich 2001 in Schorndorf gebildet.
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Die Festung Europa

Das Flüchtlingsdrama von Ceuta und Melilla zeigt unmissverständlich die existentielle Schere zwischen dem reichen Norden und dem armen Süden auf. Der Ansturm der Flüchtlinge ist eine logische Konsequenz der massiven Armut in Afrika.

Die Enklaven Ceuta und Melilla, in Marokko gelegen, sind koloniale Überbleibsel spanischer Herrschaft und bilden heute geostrategische Brückenköpfe der EU nach Nordafrika.

Der scheidende Minister für humanitäre Interventionen, Peter Struck, empfahl der Armeeführung anlässlich des 60-jährigen Jubliläums der Bundeswehr vor dem Hintergrund der tragischen Ereignisse in Ceuta und Melilla, deutsche und europäische Interessen genauer zu definieren; Massenfluchten könnten für die Stabilität Europas relevant werden. In Afrika sei deshalb künftigen stärkeres militärisches Engagement erforderlich, „um auseinanderfallende Staaten zu stabilisieren und Massenfluchten zu verhindern. Struck wirbt vor den militärischen und politischen Eliten dieses Landes, die sich zur Feier der „Friedensarmee“ zusammengefunden haben, für ein bewaffnet militärisches Eingreifen bei „Massenfluchten“.

Die spanische Regierung entsendete rasch Hunderte Soldaten und Fremdenlegionäre zur Sicherung der Enklavengrenzen. Zwischen dem ersten und dem zweiten Sperrzaun liegen inzwischen Rollen messerscharfen Natodrahts, damit mögliche herunterspringende Flüchtlinge nicht „ungeschoren“ den nächsten Zaun erklimmen können. 

Die EU eiste sogleich 40 Millionen Euro für die marokkanische Regierung los, um einen zusätzlichen Sperrwall bauen und die marokkanischen Grenzschutztruppen ausbilden zu lassen. Schließlich, so die EU-Kommission, müsse man sich vor einem ungeheueren Migrantenansturm wappnen.

Rechtswidrig
Die politischen und wirtschaftlichen Eliten in Europa schaffen rechtswidrige Fakten, obwohl der geltende Nizzavertrag dies verbietet:

Zur Verteidigung der Rohstoffsicherung werden in dem Europäischen Sicherheits- und Strategiepapier, dem „European Defence Paper“, EU-geführte Regionalkriege genannt. 

Es wurden bereits "EU-Militäroperationen“ geübt. Es werden Europäische Schlachtgruppen (Battle groups) aufgebaut für Einsätze außerhalb der Europäischen Union (60. Tausend Soldaten – Deutschland stellt das größte Kontingent mit 18.ooo, Frankreich 12.ooo). 

Die Gewalt an den Grenzen von Ceuta und Melilla offenbart seine entscheidende Aufgabe: Das Eindringen der Armen der Welt in die Zitadellen des Reichtums zu verhindern. Die „Weltüberflüssigen“ werden in die „Schutzzonen und Schutzlager“ in Afrika verbannt.

Der massive Ansturm der Flüchtlinge ist eine logische Konsequenz der massiven Armut gerade in Afrika. Solange die Hälfte der Menschheit von weniger als einem Dollar pro Tag lebt, ist das Konzept einer „Festung Europa“ nicht nur unsolidarisch und unmenschlich, sondern auch schlicht nicht realisierbar.

Mit Verwendung eines Auszugs von Dirk Vogelskamp, Sekretär beim Komitee für Grundrechte und Demokratie

Literaturhinweis: „Ausgelagert“ Exterritoriale Lager und der EU-Aufmarsch an den Mittelmeergrenzen, Hrsg. Niedersächsischer Flüchtlingsrat, Forschungsgesellschaft Flucht und Migration, Komitee für Grundrechte und Demokratie, Berlin, Göttingen und Köln 2005

Die Dienstleistungsrichtlinie der Europäischen Union

„Bolkesteinhammer“

Die Europäische Kommission hat im Januar 2004 den Vorschlag für eine Rahmenrichtlinie vorgelegt, die nahezu alle Dienstleistungsbereiche in der Gemeinschaft liberalisieren will und tiefgreifend in die Souveränität und Gestaltungskompetenz der einzelnen Mitgliedstaaten eingreifen würde. Damit verstößt sie gegen das in den EG-Verträgen (EGV) und dem im Grundgesetz (Art. 23 Absatz 1) festgeschriebene Subsidiaritätsprinzip (Gewährleistung der Selbst-verwaltung). Eklatant sichtbar wird dieser Eingriff durch den weitgehenden Verzicht auf öffentliche Wirtschaftsaufsicht und auf die Kontrolle ausländischer Dienstleistungserbringer. 

Kernstück der Richtlinie ist das „Herkunftslandprinzip“, das es dem grenzüber-schreitenden Dienstleister erlaubt, seine Leistung nach den Standards und Vor-schriften des Herkunftslandes anzubieten (Artikel 16) und es dem Bestimmungsland verbietet, vom Anbieter die Einhaltung einheimischer Gesetze und Standards zu fordern oder auch nur zu kontrollieren.

Anstatt der notwendigen Harmonisierung von Qualitätsstandards, Sozial- und

Beschäftigungsbedingungen sowie von umwelt- und verbraucherschutzrecht-lichen Regelungen zwischen den Mitgliedstaaten ist zu befürchten, dass ein Wettlauf „nach unten“ eingeleitet wird.

Es ist zu befürchten, dass mit der Ausweitung der Niederlassungsfreiheit sich ins-besondere große Dienstleistungsunternehmen über eine Verlegung ihrer Nieder-lassung bzw. Mehrfachregistrierung das jeweils „preisgünstigste“ Rechtssystem aussuchen könnten. Der jetzt bereits in der EU vorhandene Steuerwettbewerb würde forciert, die Finanzkraft der Staaten weiter geschwächt. Als wirtschaftliche Konsequenz droht eine weitere Schwächung der Binnennachfrage in den europäischen Staaten und zunehmende Arbeitslosigkeit.

Der Geltungsbereich der Richtlinie umfasst auch Dienstleistungen, die bisher in

Mitgliedsländern im Bereich der öffentlichen Daseinsvorsorge angesiedelt sind. Ein Rückzug des Staates und die Unterwerfung unter den „freien Wettbewerb“ würde ein Ende der Daseinsvorsorge bedeuten.

Eine aktuelle und detaillierte Folgenabschätzung und Positionsbestimmung des Richtlinienentwurfs durch die neue Bundesregierung liegt der Öffentlichkeit bisher nicht vor.
Schließt sich die Bundesregierung der Forderung des Bundesrats an (in seinem Beschluss von 2004) dass Gesundheits- und soziale Dienstleistungen sowie andere Sozialdienste und wohlfahrtsstaatliche Dienstleistungen aus dem Geltungsbereich der Richtlinie ausgenommen werden sollten ?

Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass Leistungen der Wasser- und

Abwasserversorgung als Leistungen der öffentlichen Daseinsvorsorge spezifischen gesundheitlichen und ökologischen Kriterien unterliegen und deshalb aus dieser allgemeinen Dienstleistungsrichtlinie ausgenommen sein müssen?

· Der Richtlinienentwurf würde sich negativ auf die Steuereinnahmen auswirken, da für die nichtharmonisierte Einkommens- und Unternehmenssteuer (innerhalb der europäischen Mitgliedsländer) sowie andere staatliche und kommunale Abgaben das Herkunftslandprinzip gelten soll 

· Der Richtlinienentwurf würde es erleichtern, Gewinne, die in Hochsteuerländern erwirtschaftet wurden in Niedrigsteuerländern zu veranlagen bzw. Verluste durch eine ausländische Betriebsstätte im Inland abzuschreiben

· Die Tatsache, dass das Bestimmungsland vom Dienstleistungserbringer keine Registrierung, Meldung, Genehmigung, Hinterlegung finanzieller Sicherheiten, Nennung einer Anschrift oder einer vertretungsberechtigten Person verlangen dürfte

· Der Verbraucherschutz wäre nicht gewährleistet, wenn eine Verbraucherin/ein Verbraucher  die Details des jeweiligen nationalen Rechts des Herkunftslandes nicht kennt und sich nicht einmal der Gerichtsstand am gewöhnlichen Aufenthaltsort der Verbraucherin/ des Verbrauchers befinden muss

· Die Beseitigung des Verbotes von Verkäufen unter Einstandspreis würde die Existenz kleiner und mittlerer Dienstleister gefährden (vorwiegend der regionalen). Die Konzentration bzw. Preiskonkurrenz auf dem Dienst-leistungsmarkt würde gefördert

· Die in Artikel 15 des Richtlinienentwurfs vorgesehene Pflicht, neue Regulierungsvorhaben in Mitgliedstaaten künftig bei der EU-Kommission anzumelden und die Entscheidung über ihre Einführung an die Europäische Kommission abzugeben, höhlt die Kompetenzen aus von EU-Mitgliedstaaten ebenso wie Bundesländer und Gemeinden.
· Die Sozialstandards und die Arbeitsbedingungen der EU-Mitgliedsländer würden sich gegenseitig konkurrieren (Deregulierungswettlauf)
· Die Folge wäre eine Preis- und Lohndumping nach unten, die einheimischen Arbeitnehmer/innen würden durch billigere Anbieter aus anderen EU-Mitgliedstaaten in allen Dienstleistungsbereichen betroffen

Die Vorbedingungen zum Verkauf der 

kommunalen Daseinsvorsorge

Wenn dem Staat schlicht das Geld ausgeht, wenn kaum mehr jemand Steuern zahlt, weil im Ausland registrierte Dienstleister bestimmte Dienstleistungen erstmal vermeintlich billiger anbieten können, wird die Privatisierung der öffentlichen Daseinsvorsorge zur Option. Letztlich führt diese Art von Binnenmarkt, wie sie mit dem „Bolkesteinhammer“ geschaffen wird, dazu, dass unterschiedliche Bevölkerungsgruppen auf Grund der unterschiedlichen Standards in den einzelnen Ländern gegeneinander ausgespielt werden. So wird keine europäische Integration geschaffen, sondern das genaue Gegenteil davon, nämlich Ressentiments und Fremdenfeindlichkeit.

Durch die Schaffung des Binnenmarkts sollen wirtschaftlich/finanziell starke Konzerne entstehen, die dann konkurrenzfähig sind, wenn die EU sich für weitere Liberalisierungen im Welthandel einsetzt, sei es dadurch, dass Konzerne aus der EU neue Märkte in den USA, Asien oder Südamerika erschließen oder dass europäische Konzerne innerhalb der EU gegen ausländische Anbieter konkurrenzfähig werden sollen.

Im Februar 2006 wird der Richtlinien-Entwurf im europäischen Parlament behandelt und ist zur Abstimmung vorgesehen. Folgen würde der Europäische Rat mit seiner Abstimmung über den Richtlinien-Entwurf und danach müsste die EU-Richtlinie auf nationaler Ebene umgesetzt werden.     

Zum Verfasser der EU-Dienstleistungsrichtlinie Frits Bolkestein: 

Er war Manager beim Shell-Konzern und niederländischer Verteidigungs-minister. Bis Mitte 2005 war er in der Europäischen Kommission in Brüssel für Binnenmarkt, Steuern und Zollunion zuständig. 
Beispiel: Discounter zahlt lettische Löhne Wenn Bolkestein kommt, dann könnte beispielsweise ein hiesiger Discounter ein Subunternehmen „DiscounterKassen“ gründen, in dem alle KassiererInnen beschäftigt sind. Den Sitz von „DiscounterKassen“  verlagert selbiges Unternehmen nach Lettland. Durch das Herkunftslandprinzip würden dann alle (deutschen) KassiererInnen lettische Löhne erhalten. Und lettische Behörden wären sogar für die Kontrolle der Sozial- und Arbeits​standards in den Filialen zuständig.

Attac Informationen zu Inhalten und Auswirkungen der Dienstleistungsrichtlinie: www.attac.de/bolke​stein/hintergrund
Was die Agenda 2010 und Hartz IV

mit der Bolkestein-Dienstleistungsrichtlinie verbindet

70 Prozent der Gesetze, die im Bundestag verhandelt werden, haben ihren Ursprung in Brüssel, Tendenz steigend. Bis zu 80 Prozent aller EU-Richtlinien wirken sich auf die Kommunalpolitik aus. Das fängt beim Umwelt- und Abfallrecht an und macht vor der Energie- und Wasserversorgung nicht halt.

Kaum bekannt ist, dass auch die Agenda 2010 und die Hartz-Gesetze europäisch eingebettet sind. Sie gehen zurück auf die im Jahr 2000 verabschiedete "Strategie von Lissabon". Die sieht vor, aus der EU bis 2010 den "wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt" zu machen. Zu diesem Zweck soll unter anderem der Binnenmarkt für Dienstleistungen vollendet werden. Das bedeutet, bisher abgeschirmte und geschützte Sektoren sollen geöffnet und damit öffentliche Güter und Dienstleistungen weitgehend privatisiert werden. Politisches Handeln hat sich nach der Direktive von Lissabon verstärkt auf Unternehmerfreund-lichkeit auszurichten, es hat Steuern zu senken und unter Umständen Arbeitszeiten zu verlängern.

Die Geburt der Lissabon Strategie

Die Strategie blickt auf eine beachtenswerte Vorgeschichte zurück. Bereits 1993 empfahl der „Europäische Runde Tisch der Industriellen“ (ERT) der EU-Kommission: ein „European Competitiveness Council“ ins Leben zu rufen. Der „European Competitiveness Council“ hat das Mandat die „Wettbewerbsfähigkeit als höchste Priorität auf der politischen Agenda zu führen.

Der damalige Kommissionspräsident Jacques Santer folgte diesem Wunsch und richtete 1995 ein Beratergremium ein, das mit 13 prominenten Industriellen, Gewerkschaftern, Bankmanagern, Akademikern und Politikern besetzt war. Ihm saß mit Floris Maljers der ehemalige stellvertretende Vorsitzende des ERT vor. Dieser erlauchte Kreis entwarf die Lissabon-Strategie.

Der „Europäische Runde Tisch“ ist ein Lobbyverband transeuropäischer Konzerne. Ihm gehören (Stand 2001) etwa 45 „Industriekapitäne“ von europäischen multinationalen Konzernen mit einem weltweit bedeutenden Produktions- und Technologiestandard an.

Eine Auswahl: Sociètè Générale de Belgique, TotalFinaElf, BP, Shell, Daimler Chrysler, Siemens, Nokia, Olivetti, SAP, Lufthansa, Thyssen Krupp, Lyonnaise des Eaux, E.ON, Nestlè, Aventis, Bayer, Bertelsmann, Deutsche Telekom

Die soziale Abrissbirne Europas

Ihre spezifisch deutsche Ausformung findet die Lissabon Strategie in der Agenda 2010 und den Hartz IV-Gesetzen. Deutschland habe mit der Agenda 2010 „weitreichende Fortschritte bei der nationalen Umsetzung der Lissabon-Strategie erzielt“. Franz Müntefering

Entsprechend dieser Strategie wurde im Januar 2004 der Entwurf zu einer Dienstleistungsrichtlinie veröffentlicht (siehe Beitrag zur EU-Dienstleistungs-richtlinie). Sollte dieser Entwurf demnächst Gesetzeskraft erlangen, würden auf einen Schlag drei Viertel der gesamten EU-Wirtschaft liberalisiert. Denn unter Dienstleistungen werden sämtliche freien Berufe gefasst wie Architekten, Wirt-schaftsprüfer oder Rechtsanwälte, aber auch der öffentliche Dienst und die freien Träger der Wohlfahrtspflege fallen darunter. 

Staatliche Auflagen sollen schrittweise reduziert und nationale Rechtsnormen durch das so genannte "Herkunftslandprinzip" systematisch unterlaufen werden. Diesem Grundsatz zufolge unterliegen Dienstleistungsunternehmen in der EU nur noch den Standards ihres Stammlandes.

Künftig könnte sich jedes Unternehmen durch die Verlagerung seines Sitzes oder die simple Gründung einer Briefkasten-Firma im EU-Ausland lästiger inlän-discher Auflagen entledigen. Örtliche Tarifverträge, Normen der Qualifikation, Standards beim Arbeits-, Umwelt- oder Verbraucherschutz ließen sich auf ein-fache und billige Weise umgehen. Unternehmen und Anbietern von Dienst-leistungen würde es ermöglicht, sich in demjenigen EU-Land registrieren zu lassen, in dem die sozialen Auflagen und die Steuern am niedrigsten sind.

Auch bei der Ablehnung der EU-Verfassung in Frankreich und den Niederlanden spielte die Direktive eine erhebliche Rolle.

Am 14. Februar 2006 soll nun das Europäische Parlament endgültig über das Vorhaben entscheiden. Das Plenum wird sich in seinem Votum auch darauf festlegen, welche Änderungen in den nachfolgenden Verhandlungen mit der EU-Kommission und den verantwortlichen Ministern der nationalen Regierungen (der 25 EU-Mitgliedsländer) als notwendigen betrachtet werden.

11. Februar 2006: Europaweite Demonstration gegen die 

EU-Dienstleistungsrichtlinie in Straßburg

Welthandel

Durch die Schaffung des Binnenmarkts sollen die Konzerne entstehen, die dann konkurrenzfähig sind, wenn die EU sich für weitere Liberalisierungen im Welt-handel einsetzt, sei es dadurch, dass Konzerne aus der EU neue Märkte in den USA, Asien oder Südamerika erschließen oder dass europäische Konzerne innerhalb der EU gegen ausländische Anbieter konkurrenzfähig werden sollen.
Die EU hat in der Regel dann ein Interesse an der Liberalisierung, wenn euro-päische Konzerne auf dem Weltmarkt Konkurrenzvorteile haben.

Beim weltweiten Handel mit landwirtschaftlichen Produkten ziehen die armen Länder den Kürzeren. Die Europäische Union und die USA fördern ihre Land-wirtschaft mit hohen Subventionen. Die Zahl der Menschen, die an Unterer-nährung leiden, steigt Jahr für Jahr.

· Drei von vier dieser Unterernährten leben auf dem Land, die meisten als Bauern  

· zwei Drittel der afrikanischen Erwerbsbevölkerung bzw. ein Drittel der afrikanischen Gesamtbevölkerung leben von der Landwirtschaft.

Die Armen produzieren und hungern für die Reichen

Die Außenhandelsquote dieser Länder, also der Anteil des Außenhandels am Sozialprodukt, belief sich 2003 auf 52,7 Prozent, im Weltdurchschnitt dagegen nur mit 41,3 Prozent, für die Vereinigten Staaten auf 19 Prozent, für Japan auf  19,9 Prozent und für die Eurozone ganze 16 Prozent.

· Der Anteil der Unterernährten an der Bevölkerung in den Entwicklungs-ländern ist umso höher, je höher der Anteil der Agrarerzeugnisse am Gesamtexport der jeweiligen Länder ist

· Während die Agrarexporte z. B. in den Ländern Westafrikas  zwischen 1995 und 2003 um 50 Prozent anwuchsen

· Stieg das Agrarhandelsdefizit noch schneller – um 55 Prozent –

Die (Welthandelsorganisation) WTO-Ministerkonferenz in Hongkong – vom 13. bis 18. 12. 2005 – hätte eigentlich Regeln für einen nachhaltigen Welthandel festschreiben müssen. Die weltweite Klimaerwärmung verschärft die Situation: Die Anbauflächen , die für Soja, Mais, Trockenreis, Bohnen und Kaffee geeignet sind, schrumpfen bei weiterem Temperaturanstieg. Dazu kommt der Zuwachs der Weltbevölkerung.

In einem Land wie Brasilien werden die bewaldeten Regionen am Amazonas abgeholzt, zur Steigerung seiner Soja- und Rindfleischausfuhren und leisten damit einen nicht unerheblichen Beitrag zum Treibhauseffekt. Diese Regionen bieten bislang wichtige Kohlendioxidspeicher.

Der beste Schutz für die Landwirte aller Länder wäre das Prinzip der Ernährungssouveränität - das bedeutet: wirksame Importbeschränkungen und das Verbot , Agrargüter zu Preisen unterhalb der Gesamtgestehungskosten (und zwar ohne direkte und indirekte Beihilfen) zu exportieren. Eine Umstellung der Gemeinsamen Agrarpolitik und des WTO-Agrarabkommens auf das Prinzip der Ernährungssouveränität läge auch im Interesse der EU-Mitgliedsstaaten. Der EU-Anteil der Exporte in Drittländer lag bei 10,7 Prozent für Getreide, 6,9 Pro-zent für Fleisch und 9,5 Prozent für Milcherzeugnisse (in den Jahren 2000 bis 2003).

Doch wie wollen die Regierungen diese Probleme lösen ?
Die Länder des Südens wollen ihre Industrie- und Dienstleistungsmärkte so lange nicht öffnen, wie nicht gewährleistet ist, dass der Norden seine künstliche Verbilligung der Agrarproduktion einstellt und seine Agrarmärkte weiter öffnet.

Die Landwirtschaft (USA und Europas) macht weniger als 2 Prozent ihres Brutto-inlandsprodukts aus, der Dienstleistungssektor hingegen 75 Prozent. Die Strate-gie der Wachstums- und Beschäftigungspolitik wirkt auf eine beständige Steige-rung des Exports von Dienstleistungen und Industriegütern hin – in der EU fin-den sich diese Ziele in der Lissabon- Strategie wieder - erkauft mit dem Preis, immer mehr Lebensmittel einzuführen und mit den Folgen einer Entregionali-sierung im Ernährungsbereich und ökologischer/klimatischer Schäden.

Bei diesem Spiel (Agrar gegen Dienstleistungen) droht die EU jedoch weit mehr zu verlieren, als die Jobs der elf Millionen Beschäftigten im landwirtschaftlichen Sektor. Denn parallel zur Nahrungsmittelproduktion hat die Landwirtschaft noch andere Aufgaben wie den Erhalt der Umwelt und die Pflege der Landschaft.

Der Wolf im Schafspelz

Entwicklungsarbeit darf kein Türöffner für Konzerne sein
Die Angebote der EU zu Subventionsabsenkungen für europäische Agrar-produkte sollen in diesem Zusammenhang dem Interesse der europäischen und nordamerikanischen Konzerne entgegenkommen.

Die EU erhöht den Druck auf die Entwicklungs- und Schwellenländer mit der Forderung nach Mindest-Liberalisierungsangeboten (Benchmarking) der Daseinsvorsorge durch GATS (WTO – Handel mit Dienstleistungen). Der Koalitionsvertrag der neuen Bundesregierung definiert Entwicklungs-zusammenarbeit als Mittel zur Marktöffnung für deutsche Unternehmen. 

Von der Senkung landwirtschaftlicher Zölle in Industrie- und Entwicklungs-ländern werden zum großen Teil jene Unternehmen profitieren, die Waren in großen Mengen erzeugen und exportieren können.

Doch der Handelskommissar der Europäischen Kommission und Vertreter der Europäischen Union in der WTO, Peter Mandelson, scheint bereit zu sein mehr Marktzugang in der Landwirtschaft zu geben. Er besteht im Gegenzug jedoch darauf, dass dieses Angebot mit einer weitreichenden Marktöffnung für Dienst-leistungen und Industrieprodukten (NAMA) seitens der Entwicklungsländer verknüpft wird.

Die Europäische Kommission drängt in der WTO nach Regeln, um einen Rahmen festzulegen, der nicht nur Entwicklungsländer sondern auch EU-Mitglieder zwingt, praktisch den ganzen Dienstleistungs-Sektor dem Markt auszusetzen. Die

„Benchmarks“ wurden bisher hauptsächlich deshalb kritisiert, weil sie Entwick-lungsländer dazu zwingen, den Marktzugang zu ihren Dienstleistungen zu öffnen.

Der Vorschlag verlangt nämlich nichts Geringeres, als dass auch die EU Angebote für die Marktöffnung ihrer Dienstleistungen machen muss - in 139 Subsektoren!  Das würde die internationale Marktöffnung des Dienstleistungssektors, die im Augenblick sehr umstritten ist,  gewaltig fördern.

Es sind die gleichen Dienstleistungsunternehmen in Europa (und anderswo), die mit Hilfe ihrer Lobbyarbeit die Liberalisierung dieses Sektors in Europa aber auch in der Welt via GATS vorantreiben.

Die Europäische Kommission drängt in der WTO nach Regeln, die auch EU-Mitgliedstaaten zwingen würde, Kontrollmechanismen abzuschaffen, wenn möglich ohne Einschränkungen, sowie folgende Haupteinschränkungen aufzu-heben oder zu verringern.

Was würde zum Beispiel mit jenen öffentlich-rechtlichen Betrieben geschehen, die grundlegende Dienste auf kommunaler Ebene erbringen, wie z.B. Öffentliche

Verkehrsbetriebe, Wasser, Energie, Krankenhäuser usw.?

Die Europäische Kommission und Kommissar Mandelson unterstreichen wiederholt, dass Marktöffnung bei Dienstleistungen eine wichtige Rolle spielen – nicht nur als wichtiges Instrument für Entwicklung, sondern auch als unumgäng-liches Instrument für Entwicklungsländer zum Angebot der EU im Bereich der Landwirtschaft. EU-Dienstleistungsmultis möchten in Entwicklungsländer investieren oder ihre dortigen Investitionen absichern. Wenn dort neue Markt-präsenz aufgebaut oder bestehende Dienstleistungsunternehmen aufgekauft werden, wird das in Europa nur wenig neue Beschäftigung schaffen. Es wird ziemlich sicher viele Jobs in Entwicklungsländern vernichten (oder in vielen Fällen die Qualität dieser Jobs verschlechtern). Und es wird den Zugang zu grundlegenden Diensten wie Wasser, Energie usw. für all jene verschließen, die nicht genug Geld haben. 

GATS – DIENSTLEISTUNGSRICHTLINIE (BOLKESTEIN) – PRIVATISIERUNG - LIBERALISIERUNG

GATS – das allgemeine Übereinkommen über den Handel mit Dienstleistungen von 1994 (General Agreement on Trade in Services) ist eines der zahlreichen Abkommen, welche die 148 Mitgliedstaaten der Welthandelsorganisation (WTO) unterzeichnet haben. Das GATS umfasst 12 Dienstleistungssektoren, die sich in 163 Untersektoren gliedern: Geschäftsdienstleistungen, Kommunikation, Bau- und Ingenieursdienstleistungen, Vertrieb, Bildung, Umwelt, Finanzen, Gesundheit/ Soziales, Tourismus, Freizeit/Kultur/Sport, Transport, sonstige Dienstleistungen.

LIBERALISIERUNG bedeutet allgemeine Konkurrenz. Nicht das Gemeinwesen darf entscheiden, welche Bereiche den Marktgesetzen zumindest partiell entzogen sein sollen – etwa um allen Bürgern gleichen Zugang zu bestimmten Leistungen zu sichern , sondern der Markt selbst wird entscheiden, welchen Personenkreis er zu bedienen gedenkt. Der öffentliche Sektor soll sich nur noch um Bereiche kümmern, die für den Markt uninteressant, weil nicht rentabel sind. Wesentliche Elemente des GATS hat die Europäische Union bereits vorweggenommen. So hat sie Richtlinien zur Liberalisierung von Bereichen verabschiedet, die vormals ganz oder teilweise dem Staat vorbehalten waren: Banken- und Versicherungswirtschaft, Telekommunikation, Post, Schienen-, Luft- und Seetransport, Energieversorgung.

GATS wird auch für Europa nicht folgenlos bleiben und die EU-internen Sozial-standards absenken. Wenn eine Kommune die Auftragsvergabe für den Schul-busverkehr oder die Müllabfuhr von der Erfüllung bestimmter Sozial-, Umwelt- oder Gesundheitsnormen abhängig macht, könnte das Ausschreibungsverfahren in Zukunft per Gericht für ungültig erklärt werden.

Die Globalisierung im Sinne der Großkonzerne

und deren ökologische Folgen

Das zentrale Element der Globalisierung ist die zunehmende internationale Verflechtung der Wirtschaft. Dies bedeutet, dass die Industrienationen ihren Lebensstil und ihr Wirtschaftsmodell des Massenkonsums und rücksichtlosen Ressourcenverbrauchs auf die ganze Welt ausdehnen. 

Dazu haben mit der Gründung der Welthandelsorganisation (WTO) 1995 die Staatsvertreter ein mächtiges Freihandelsregime geschaffen. Das Hauptziel der WTO ist es, einheitliche Wettbewerbsbedingungen auf dem Weltmarkt zu schaf-fen, die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern und Handelshemmnisse aus dem Weg zu räumen. Der Schutz unserer natürlichen Lebensgrundlagen steht dem freien Handel jedoch oft im Weg. So entschied in bisher 26 von 27 umweltbezo-

genen Streitfällen das Schiedsgericht der WTO gegen die Umwelt. 


Die Folgen dieser Politik sind inzwischen bis in die kommunale Ebene hinab zu spüren. Im sozialen Bereich erleben wir einen erbarmungslosen Wettlauf um die billigsten Löhne und die niedrigsten Sozialstandards, im Umweltbereich werden beispielsweise Umwelt zerstörerische Großprojekte bar jeder Vernunft durch-gepeitscht, um unsere "Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten". Lawinen von LKWs verstopfen unsere Städte und ziehen den Bau immer neuer Autobahnen und Um-gehungsstraßen nach sich.  

In der Konkurrenz um die Ansiedlung von Firmen bieten die Kommunen zu Schleuderpreisen Bauland an und schrecken teilweise auch vor deren Ansiedlung in ökologisch sensiblen Gebieten nicht mehr zurück.

Die rasante Zunahme des weltweiten Austauschs von Gütern und Personen ist nur durch die künstlich niedrig gehaltenen Transportkosten möglich. Hohe staat-liche Subventionen in die Verkehrswege, hier sei speziell der besonders klima-schädigende Flugverkehr erwähnt, bringen nicht nur das Klima kräftig ins Schwitzen. Über Jahrhunderte gewachsene regionale Strukturen werden binnen weniger Jahre aufgelöst,  Menschen werden zu Wanderarbeiter und die Natur dient nur noch als Rohstofflager oder Abfalleimer.  


Durch die Vereinbarungen zur Liberalisierung von Dienstleistungen (GATS) und durch die Vorschriften zum Schutz geistigen Eigentums (TRIPS) droht in weiten Bereichen eine Privatisierung von Gemeinschaftsgütern sowie öffentlichen Auf-gaben. Alle Güter und Dienstleistungen sollen Zug um Zug privatisiert werden, öffentliche Güter wie Wasser wird es nicht mehr lange geben. 

Auch die Gene von Menschen, Tieren und Pflanzen werden in Besitz genommen und patentiert. Machtvolle Pharmakonzerne wirken im Hintergrund, wenn Politiker sich dafür einsetzen, die Ausbreitung von gentechnisch verändertem Saatgut entgegen aller Widerstände aus der Bevölkerung voranzutreiben. In diesem Bereich ist es besonders lukrativ, durch Patente Abhängigkeiten aufzu-bauen und Profite zu sichern. Der Schutz von Umwelt und Verbrauchern wird   

 zum Lippenbekenntnis.


Nutznießer dieser Entwicklung sind in erster Linie die großen multinationalen Konzerne. Seit den 90er Jahren sind durch Fusionen und Übernahmen von Firmen wahre Konzerngiganten entstanden. Die Unternehmen sind mittlerweile so mächtig, dass sie nationale Regierungen nötigen können, Unternehmens-interessen über ökologische Erfordernisse zu stellen. 

Oft reicht schon die Drohung, in andere Länder abzuwandern (wo die Steuern niedrig und die Umweltgesetze lasch sind), um die Politik günstig zu stimmen. 

Beispiel: Konzerne und Klimaveränderung

In der Öffentlichkeit, unter Wissenschaftlern und zunehmend auch unter Politikern herrscht Übereinstimmung, dass dringender Handlungsbedarf be-steht, um dem globalen Klimawandel entgegenzuwirken. Trotz alarmierender Meldungen über die bereits heute einsetzenden Auswirkungen werden Treibhausgase weiterhin in immer größeren Mengen in die Atmosphäre abgegeben. Als Ergebnis jahrelanger Verhandlungen einigten sich 39 Industrieländer auf eine kollektive Reduktion von kläglichen 5,2% bis zum Jahr 2012. Nötig aber wäre eine globale Reduktion von 60% bis 2050, um eine katastrophale Klimaveränderung zu vermeiden. 

Zudem ermöglicht das Abkommen, dass die Treibhausgase zu einer Handels-ware werden, eine von der Wirtschaft lancierte marktorientierte Lösung im Kioto-Protokoll. So kann z.B. der durch die Stilllegung von Teilen der Sowjet-industrie erfolgte Rückgang der CO2-Emissionen (30%) von einem Industrie-land in Form von sogenannten Verschmutzungsrechten “gekauft” werden. Die Käufernation kann damit die eigenen Emissionen entsprechend erhöhen. 

Hinter der Durchsetzung dieser marktorientierten Lösung steht eine beispiellose globale Offensive der Erdöl-, Automobil-, Bergbau-, Chemie- und Atom-industrie. Schon lange vor Kioto haben deren Lobbys eifrig ihre milliarden-schwere Kampagne vorbereitet. Eindringliche Warnungen wurden ausgegeben, dass Wirtschaftsdesaster, Massenarbeitslosigkeit und Niedergang des Wett-bewerbs drohten,  falls verbindliche Klimamaßnamen ergriffen würden.

Diese Art Globalisierung im Sinne der großen Konzerne, ist heute eine der größten Bedrohungen für das Ökosystem der Erde. 

Die deregulierte globale Wirtschaft hat eine dramatische politische Abhängigkeit von den Transnationalen Konzernen verursacht, die es den Regierungen zunehmend erschwert, die Vorstellungen der Unternehmen in Sachen Klima-veränderung zurückzuweisen.

Die Hoffnung ruht auf den zivilgesellschaftlichen Bewegungen dieser Welt, und damit ist letztendlich jeder einzelne von uns angesprochen. Wenn unsere Politik versagt und nicht mehr in der Lage ist, frei zu handeln und zu entscheiden, müssen wir gemeinsam Druck auf die Regierungen ausüben. Dazu ist es notwendig, alternative Konzepte sowohl auf globaler wie auf kommunaler Ebene zu erarbeiten und deren Umsetzung in die Wege zu leiten.  

Es gibt inzwischen weltweite Netzwerke von global arbeitenden Umwelt-organisationen. Alternativ zur Welthandelsorganisation WTO hat sich das “Weltsozialforum” etabliert, ein Zusammenschluss globaler Organisationen mit sozialer, demokratischer und ökologischer Zielsetzung. 

· Auf attac-Ebene wurde kürzlich der Entwurf einer “Alternativen Weltwirtschaftsordnung” zur Diskussion gestellt.

· Umweltverbände fordern, die  Kosten für umweltschädigende Produktion oder Transporte den Verursachern in Rechnung zu stellen. Bisher kommt dafür die Allgemeinheit auf (s.o. Subventionen). Auf diese Weise würden sich z.B. klimaschädigende Transporte kreuz und quer über den Erdball nicht mehr rechnen. 

· Der Wissenschaftliche Beirat Globale Umweltveränderungen (WBGU) schlägt vor, die Güter der Weltgemeinschaft wie Frieden, Sicherheit, eine intakte Umwelt oder Gesundheit durch die Erhebung von Nutzungsentgelten besonders zu schützen. Ein Nutzungsentgelt hätte derjenige zu bezahlen, der beispielsweise die Luft mit Kohlendioxid belastet.  Andererseits könnten durch “Entgelte für Nutzungsverzicht” beispielsweise Regenwälder vor Abholzung geschützt werden. 

Ob wir es schaffen oder nicht, liegt an jedem einzelnen von uns, an unserem Konsumverhalten und unserer Lebensweise, an unserem Mut, Veränderung an

zugehen und an unserer Fähigkeit, über persönliche Grenzen hinaus zu denken. 

Informationen zum Thema Globalisierung, Umwelt und Klimaveränderung können abgerufen werden bei folgenden Internetadressen (kein Anspruch auf Vollständigkeit):

www.attac.de 

www.germanwatch.de 

www.bund.net
www.greenpeace.de
www.forumue.de               

Pestizid-Exportweltmeister BAYER:
Die Giftfracht made in Germany

Mit Hilfe von Agro-Chemie, gentechnisch verändertem Saatgut und Pestizid-einsatz werden dem Verbraucher Lebensmittel zum Verzehr zugemutet. 

Die Bekleidungsindustrie erfreut sich der Gewinne infolge niedriger Lohnkosten durch Kinderarbeit (nicht nur). Ein geschichtsträchtiges Unternehmen – ein Konzern in Deutschland.

In kaum einem Bereich wirkt sich das Problem doppelter Standards so verheerend aus wie beim Pestizidexport. Hierzulande aufgrund ihrer Gefährlich-keit längst verbotene Agrochemikalien von BAYER & Co. sorgen rund um den Globus für gefüllte Kassen - und für gefüllte Krankenhäuser. Das „Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit“ (BVL) hat jetzt erstmals genaue 

Daten über Ackergift-Ausfuhren veröffentlicht.

Der größte Teil der in Deutschland produzierten Pestizide wird nicht im Land selber eingesetzt, sondern geht in den Export. 

Deutsche Konzerne sind Spitzenreiter auf dem Weltmarkt der Pestizide.

Einer der ersten Adressen: BAYER CROPSCIENCE

Beim Handel mit Pestiziden bestehen nämlich große Informationslücken. Besonders in Entwicklungsländern, denen oft ein soziales, ökologisches und arbeitsrechtliches Schutzsystem fehlt, bringt der internationale Handel mit gefährlichen Pestiziden erhebliche Risiken mit sich. Jährlich werden Millionen Menschen in diesen Ländern Opfer von Vergiftungen durch Agrochemikalien.

Die Firma BAYER ist seit der Übernahme von AVENTIS CROPSCIENCE zweit-größter Pestizidhersteller weltweit. Durch diese Transaktion stieg der Umsatz der neuen Gesellschaft BAYER CROPSCIENCE im selben Geschäftsjahr (2003) um ca. 23 Prozent.


Die Daten des Bundesamts für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit  lassen eines augenfällig werden: Die Exportmengen übersteigen die Inlandsab-sätze bei weitem. So wird unter anderem deutlich, dass im Jahr 2004 mehr als 1.000 Tonnen des Herbizids LINURON (Hersteller ist das Unternehmen Méoc) exportiert wurden. Dieses Unkrautvernichtungsmittel ist krebserregend, stark wassergefährdend und greift in das Hormonsystem von Mensch und Tier ein. In Deutschland ist dieser gefährliche Wirkstoff nicht zugelassen. Gleichzeitig boomt das Exportgeschäft.

Beispiel

Fenamiphos - BAYER-Handelsname NEMACUR - ist ein Nematizid, wird also gegen Bodenwürmer eingesetzt bei Früchten wie Bananen, Apfelsinen und Grapefruits, Ananas, Kartoffeln, Reis, Zuckerrohr und verschiedenen Gemüse-sorten. Fenamiphos wird nach BVL-Statistik von BAYER und den anderen Herstellern immer noch weltweit vertrieben, obwohl es für das Inland keine Zulassung mehr gibt. In über 50 Ländern wie z. B Korea, Australien, Südafrika oder USA findet das Mittel Abnehmer.

Die deutsche Pestizidindustrie zählt weltweit zu den Spitzenexporteuren. BAYER & Co. tragen somit eine Hauptverantwortung für die oft weit reichenden Umwelt- und Gesundheitsschäden bei der Anwendung von Pestiziden; vor allem, wenn dies unter den Armutsbedingungen in den Entwicklungsländern geschieht.

Kinderarbeit im indischen Baumwoll-Anbau
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Eine neue Studie aus Indien enthüllt, dass große Saatgut-Konzerne in Indien von Kinderarbeit profitieren. Auf der Anklagebank sitzen Konzerne wie Bayer, Unilever, Monsanto und Syngenta. Bis zu 400.000 Kinder arbeiten in Zuliefer-Betrieben, die für die Multis Baumwoll-Saatgut produzieren.

Die Kinder brechen für die Arbeit ihre Schulausbildung ab. Ihr Tageslohn für eine 12 Stunden-Schicht liegt bei rund 50 Cent.

Die Saatgut-Unternehmen nehmen auf den Farmen mehrmals pro Jahr Kontrollen vor und sind daher mit den Produktionsbedingungen und dem massenhaften Einsatz von Kindern vertraut. Es wäre für sie ein Leichtes, durch die Zahlung höherer Abnahme-Preise sowie ein vertragliches Verbot von Kinderarbeit und diesbezüglichen Kontrollen das Problem zu lösen. Ernsthafte Initiativen sind bislang aber ausgeblieben.

GENTECHNOLOGIE

Kanada: Sammelklage von Biobauern zugelassen

Monsanto und Bayer sollen für Gen-Kontamination haften
 

Der Gerichtshof des kanadischen Bundesstaats Saskatchewan hat eine Sammelklage von rund 1000 Biobauern gegen die Konzerne Monsanto und Bayer CropScience zugelassen. Die Landwirte fordern Entschädigungen für Einnahmeverluste, die durch die Kontamination ihrer Raps-Ernte durch genmanipulierte Sorten entstanden sind. Die Kläger werden von der Umweltorganisation Organic Agriculture Protection Fund unterstützt.
 

Gentechnisch manipulierter Raps wird in weiten Teilen Nordamerikas angebaut. Die gentechnische Veränderung bewirkt, dass der Raps gegen ein zugehöriges Herbizid resistent ist. Bayer und Monsanto sichern hierdurch den Absatz ihrer Agrogifte. Genmanipulierte Raps-Pollen können jedoch durch Wind und Insekten mehrere Kilometer weit getragen werden und herkömmlichen Raps bestäuben. In Nordamerika ist es daher praktisch unmöglich, genfreien Raps anzubauen. Konventionell arbeitende Landwirte verlieren hierdurch ihre Exportmärkte, da in den meisten Teilen der Welt genfreier Raps nachgefragt wird. 

 

Eine Studie der Europäischen Umweltagentur (EEA) hatte im vergangenen Jahr für Raps ein hohes Auskreuzungsrisiko festgestellt. Gen-Raps kreuzt sich nicht nur mit normalen Raps-Pflanzen, sondern auch mit Rüben, Kohlrüben oder dem Schwarzen Senf. Kreuzen sich herbizidresistente Pflanzen mit normalen Pflanzen, besteht die Gefahr, dass sich die Resistenzen übertragen. Da Gen-Saat mehrere Jahre im Boden überdauern kann, können sich solche Gen-Übertragungen über Jahre hinweg unkontrolliert fortsetzen. In Kanada sind bereits Pflanzen entstanden, die gegen drei Herbizide gleichzeitig resistent sind. Die kanadische Royal Society befürchtet daher, dass auswildernder, resistenter Raps zum größten Unkraut-Problem Kanadas wird.
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Natur zerstoren

Dass die industrielle Landwirtschaft heute
zu den groBten Umweltkillern gehort, ist
auch das Verdienst von Bayer CropScience.
Wir liefern das Gift, das Monokulturen (ber-
haupt erst moglich macht - aber Pflanzen
und Tiere, Wasser und Boden schadigt.
Egal: das Risiko tragen andere, wir machen
den Gewinn.

Noch besser absahnen lasst sich mit

+ * genmanipuliertem Saatgut. Zum Beispiel mit
- dem neuen Gen-Reis von Bayer CropScience,

den wir uns gerade patentieren lassen. Und
dessen Erbgut exakt auf das Unkrautmittel
oLiberty Link" abgestimmt ist, das wir eben-
falls herstellen. Zugegeben, bei unserem Gen-
Raps in Kanada hat die Methode schon zum
Entstehen von Super-Unkrautern gefinhrt.
Das ist Pech fiir die Umwelt, aber gut fiir Bayer
CropScience: Weil die Bauern sowohl das
Saatgut als auch die Pestizide bei uns kaufen
mussen, verdienen wir gleich doppelt.




Europäischer Gerichtshof

Auszüge aus dem Urteil des Europäischen Gerichtshofes in der Rechtssache

C-176/03 vom 13.09.2005:

Die europäische Gemeinschaft darf die Mitgliedstaaten verpflichten, strafrecht-liche Sanktionen zum Schutz der Umwelt vorzusehen. Der Gerichtshof führt aus, dass der Umweltschutz eines der wesentlichen Ziele der Gemeinschaft ist und dass die Erfordernisse des Umweltschutzes bei der Festlegung und Durchführung

der Gemeinschaftspolitiken und –maßnahmen einbezogen werden müssen.

Zwar fällt das Strafrecht ebenso wie das Strafprozessrecht grundsätzlich nicht in die Zuständigkeit der Gemeinschaft. Dies hindert den Gemeinschaftsgesetzgeber jedoch nicht daran, Maßnahmen in Bezug auf das Strafrecht der Mitgliedstaaten zu ergreifen, die seiner Meinung nach erforderlich sind, um die volle Wirksam-keit der von ihm zum Schutz der Umwelt erlassenen Rechtsnormen zu gewähr-leisten, wenn die Anwendung wirksamer, verhältnismäßiger und abschreckender Sanktionen durch die zuständigen nationalen Behörden eine zur Bekämpfung schwerer Beeinträchtigungen der Umwelt unerlässliche Maßnahme darstellt.

 

Gericht kippt Gesetz gegen Gensaat

Der EuGH beugt sich der Gentech-Lobby

Gesetzlich verordnete gentechnikfreie Regionen bleiben in der Europäischen Union verboten. Der Europäische Gerichtshof (EuGH) kippte am 5. Oktober 2005 endgültig ein vom Bundesland Oberösterreich erlassenes Anbauverbot für gentechnisch verändertes Saatgut. Das Burgenland in Oberösterreich hatte vor zwei Jahren ihre Region zur gentechfreien Region erklärt.

Ein pauschales vom Gesetzgeber erlassenes Anbauverbot für Gentech-Pflanzen in der Europäischen Union ist grundsätzlich unzulässig. Die Entscheidung über die Zulassung von Gentech-Pflanzen wird in Brüssel gefällt. Alle müssen sich dieser Entscheidung beugen. Nach der Europäischen Freisetzungsrichtlinie haben sie nur die Möglichkeit, den Anbau zu unterbinden, wenn sie für eine bestimmte Linie von gentechnisch veränderten Organismen eine konkrete Gefährdung der Umwelt oder gesundheitliche Risiken nachweisen.

Oberösterreich wollte seine konventionell und biologisch wirtschaftenden Bauern vor unerwünschte Gentech-Kontaminationen (Vergiftungen) durch Pollenflug schützen.

Für freiwillige Bündnisse von Landwirten, die ihre Region zur gentechfreien Zone erklären, hat das EuGH-Urteil zwar keine Bedeutung. Kommunen und Land-kreise dürfen diese Bündnisse aber nicht mit einer gesetzlichen Regelung unterstützen. 

Aber in der Zwischenzeit hat das Bundesland eine europäische Allianz Gen-technikfreier Regionen gebildet, der derzeit 30 angehören. Sie treten unter der Führung von Oberösterreich und der Toskana für das Selbstbestimmungsrecht beim Einsatz von Gentechnik ein.

Die Gentech-Wende in Deutschland?

Das Bundessortenamt in Hannover hat am 15.12.2005 erstmals Gen-Mais zugelassen. Damit setzt der neue Agrarminister Horst Seehofer um, was die Gen-Industrie fordert. Das Bundessortenamt ist ihm direkt unterstellt. 

Das Sortenschutzrecht umfasst das Recht, Saatgut neugezüchteter Pflanzensorten exklusiv zu verkaufen. Die Laufzeit dieses Rechts beträgt 25 Jahre. Auch der Nachbau mit selbsterzeugtem Saatgut ist nur gegen Zahlung einer Gebühr möglich.

In Baden-Württemberg

wurde im vergangenen Jahr an 5 Standorten in den Landkreisen Esslingen und Heilbronn gentechnisch veränderter Mais angebaut mit einem Umfang von 6 ha. Die Flächen werden von den landwirtschaftlichen Hochschulen betreut. 


Acht Landwirte im Rems-Murr-Kreis haben ihren Mais untergepflügt, weil sie aus Kanada stammendes, gentechnisch verunreinigtes Saatgut erhalten hatten. Betroffen waren im Remstal 40 Hektar. 

Bauern und Verbraucher sind sich einig, keiner will ihn haben!

Gleichgelagerte Fälle mit der Mais-Sorte Clarica der Firma Pioneer gab es im Kreis Ludwigsburg und in Bayern, wo der Mais auf 150 Hektar vernichtet wurde.

Gentechnikfreie Produktion in Winterbach:  

Die Gemeinde Winterbach und die betroffenen Landwirte erklären sich im Sommer vergangenen Jahres bereit, im Wege einer freiwilligen Selbstverpflich-tung zu einer gentechnikfreien Produktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse in Winterbach  beizutragen.

Schorndorfer Landwirte freiwillig gentechnikfrei


Auf diesen gemeinsamen Nenner haben sich im August letzten Jahres nahezu alle der mehr als 40 Landwirte geeinigt, die auf Gemarkung der Stadt Flächen bewirt-schaften. Oberbürgermeister Kübler bekam von einer Schornbacher Abordnung ein Ortschild überreicht, das Schorndorf zur „Gentechnikfreien Zone“ erklärt.

Auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (Rems-Murr) vom 19.06.2005 zur Gewährleistung eines „gentechnikfreien Landkreises“ nimmt der Umwelt- und Verkehrsausschuss am 24.10.2005 folgend Stellung:

Der Anbau von genetisch veränderten Organismen wird zur Zeit vom Geschäftsbereich Landwirtschaft im Rems-Murr-Kreis aus folgenden Gründen nicht empfohlen:

· Lebensmittel aus genetisch veränderten Organismen werden vom Großteil der Verbraucher nicht gewünscht.

· Die langfristigen Folgen von genetisch veränderten Lebensmitteln sind noch nicht ausreichend erforscht (Anbau erst seit 10 Jahren).

· Die Auskreuzung von Genpflanzen mit Wildpflanzen stellt ein noch unbekanntes Risiko für die Umwelt dar.

· In unserem kleinstrukturierten Gebiet (Realteilungsgebiet) ist die Koexistenz von genveränderten und konventionellen Pflanzen ohne gegenseitige Beeinträchtigung praktisch unmöglich (notwendige Abstände können nicht eingehalten werden).

· Angesichts der derzeitigen Haftungsregelung ist das wirtschaftliche 

Risiko zu groß.

Zurzeit besteht bei den Landwirten aus dem Rems-Murr-Kreis keine Bereitschaft und Notwendigkeit, genetisch veränderte Pflanzen in ihre Fruchtfolge aufzunehmen. Die von einigen Verbänden geforderte Ausweisung von „Genfreien Zonen“ mit Unterschrift der Landwirte ist allerdings rechtlich und tatsächlich nicht durchsetzbar. Die Landwirte beziehen ihr Saatgut von verschiedenen Züchtern über BayWa, LABAG und Landhandel. Dem Landwirt ist die Reinheit des Saatgutes, was Genpflanzen betrifft, nicht bekannt (siehe Maisanbau 2005). Der Anbau von genetisch veränderten Organismen im Rems-Murr-Kreis wird nicht empfohlen. Diese neue Technologie ist jedoch nicht grundsätzlich abzulehnen. Die positiven Möglichkeiten für die Zukunft sind dabei zu berücksichtigen (siehe „Rote Gentechnologie“ – medizinische Bereich). 

Vom Geschäftsbereich Landwirtschaft wird deshalb vorgeschlagen, die weiteren Ergebnisse der Forschung und Züchtung abzuwarten und diese in die weiteren Überlegungen einzubeziehen. Zitat Ende

Noch ist der Rems-Murr-Kreis ein gentechnisch freier Bezirk. Auch ohne for-malen Beschluss, den der Kreisbauernverband Rems-Murr in der Vergangenheit verweigerte. Die Verbraucher wollen von gentechnisch veränderten Mais nichts wissen – Wie lange noch? Es liegt auch in der Hand des Verbrauchers.

„Wir brauchen eine Koalition der Vernunft von Bauern und Verbrauchern, die die Gentechnik anhand von Fakten bewertet und keine Glaubensfrage daraus macht. Bisher hat die Gentechnik keines ihrer Versprechen halten können. Weder hat sie einen Beitrag zur Reduzierung des Hungers in der Welt geleistet, noch hat sie die Abhängigkeit von Bauern von der Saatgutindustrie reduziert, eben so wenig hat sie den Bauern gerechtere Preise für ihre Produkte verschafft. Es wird Zeit, den Mythos Gentechnik zu entzaubern und sie vom Sockel der technokratischen

Fortschrittsgläubigkeit zu nehmen.

Alleine die Tatsache, dass die Befürworter der Gentechnik bis heute jegliche Haftung für die Verunreinigung von gentechnikfreiem Saatgut ablehnen, zeigt, wie wenig überzeugt sie von „ihrem Produkt“ sind. Sowohl Bundesminister Seehofer als auch der deutsche Bauernverband setzen mit ihrer Lobbypolitik für die Gentechnik falsche Schwerpunkte. Denn aktuell sind für viele Bauern die Dumpingpreise für ihre Produkte ein Existenz bedrohendes Problem. Dadurch müssen sie Milch und andere Produkte unter den Entstehungskosten abgeben. An diesem Grundproblem wird auch der Einsatz der Gentechnik nichts ändern. Was wir brauchen ist eine Koalition der Vernunft aus Bauern und Verbrauchern, damit es gemeinsam gelingt, wieder gerechtere Preise für hochwertige Nahrungs-mittel zu erreichen“.

So kommentiert Roland Röder, Geschäftsführer der „Aktion 3.Welt Saar“ die aktuelle Ankündigung von Bundeslandwirtschaftsminister Horst Seehofer (CSU) sich für mehr Gentechnik in der Landwirtschaft einzusetzen. Die „Aktion 3. Welt Saar“ ist eine der Trägerorganisationen des Bündnisses für eine gentechnikfreie Landwirtschaft in Rheinland-Pfalz und dem Saarland und der bundesweiten Kampagne "Gerechtigkeit jetzt!"

Bei folgender Adresse der Arbeitsgemeinschaft bäuerliche Landwirtschaft e.V.  ist eine Liste für Bezugsquellen von „gentechnikfreien“Futtermitteln erhältlich:   Netzwerk gentechnikfreie Landwirtschaft, c/o AbL, 

Bahnhofstr. 31, 59065 Hamm;Tel: 02381-9053173; Fax: 02381-492221;       www.abl-ev.de/gentechnik

Quellenangabe der Beiträge: 

Coordination gegen BAYER-Gefahren, Postfach 150418, D-40081 Düsseldorf 

CBGnetwork@aol.com       www.CBGnetwork.de            Tel: 0211 - 333 911 , Fax 0211 - 333 940

TAZ, die tageszeitung ;    Stuttgarter Nachrichten ;    Schorndorfer Nachrichten ;  

Aktion 3.Welt SAAR;

Film „Leben außer Kontrolle“
Im Martin Luther Haus bei der Stadtkirche/Schorndorf

Freitag 28. April 2006

Um 20. 00 Uhr

Informationen  Diskussion  Was tun

Nix ist umsonst

Ob der Flug nach London oder edler Lachs in Scheiben,  die neue    Kaffee-maschine oder das Pfund Tomaten im Discounter – es kost´ fast nix.  Alles ist billig. Ich kann konsumieren bis zum Abwinken und mich glücklich kaufen an all den bunten Sachen. Ich kann haben, was ich will und mich bis zum Erbrechen voll stopfen, für ein paar Euro. 

Alles ist billig.

Ist alles billig?

Nun, ich glaube nein. Alles hat seinen Preis und der ist für ein bestimmtes Pro-dukt so ungefähr immer derselbe – es kommt nur darauf an, wer ihn bezahlt.

Der Preis einer Ware besteht aus vielen einzelnen Komponenten. In die rein betriebswirtschaftliche Preiskalkulation fallen z.B. Kosten für Material und Transporte, Lohnkosten und Steuern, Rücklagen und Gewinne.

Der tatsächliche Preis einer Ware setzt sich jedoch noch aus anderen, von der Allgemeinheit oder der Umwelt zu zahlenden Komponenten zusammen. 

Für „Billig-billig“ zahle ich nur einen Teil des Preises, den Rest zahlen andere. 

Er geht beispielsweise zu Lasten der Beschäftigten in der hiesigen Produktion, ihn zahlt die Allgemeinheit durch entgangene Beiträge zur Sozialversicherung. Einen Teil des Preises zahlen wir beispielsweise durch die hohen Subventionen des klimaschädigenden Flugverkehrs. Oder es bezahlen die Menschen, die durch den Ausbau der Transport- und Verkehrsnetze geschädigt werden. 

Manchmal zahlen Tiere einen hohen Preis, wenn sie in Massentierhaltung gehal-ten und über weite Strecken transportiert werden. Wir zahlen auch durch den Verlust von Lebensqualität und dadurch, dass unsere Umwelt und unser Klima aus den Fugen gerät mit all seinen Folgen für die Zukunft.

Würden all diese Kosten auf das Billigprodukt aus dem Billiglohnland angerech-net, käme es ungefähr auf denselben Preis wie die hier zu Lande produzierte Ware.

Wir können nicht nur alle vier Jahre wählen. Wir wählen jeden Tag mit jedem unserer Einkäufe. Wir wählen, welchen Preis wir bereit sind zu zahlen für das, was uns lieb und teuer ist.

Eva-Maria Gideon, attac-Schorndorf

Die Politik der Entpolitisierung

als konstitutives Merkmal

der neoliberalen Globalisierung 

ausgemacht,

beeinflusst längst

auch die Konzeptionen von Hilfe.

Nicht mehr das Bemühen

um eine nachhaltige 

Überwindung von Not 

und Anhängigkeit ist ihr Ziel,

sondern 

das bloße

Abfedern jener Schäden,
die Ausdruck 

härter werdender 

sozialer Verteilungskämpfe 

und zunehmender ökologischer 

Katastrophen sind 

und fast

immer die ärmeren

und ausgeschlossenen Teile 

der Weltbevölkerung 

treffen.

Hilfe aber, 

die nicht

die strukturellen Ursachen 

von Not und Elend im Blick hat, 

verkümmert zur 

begrenzten "guten Tat", 

die über den permanenten Mangel

an Gerechtigkeit hinwegtrösten soll.

Im Sinne nach Pierre Bourdieu

EU-Verfassungsvertrag - „auf Eis gelegt“, doch nicht beerdigt!

Mit Plan D soll der Verfassungsvertrag doch noch umgesetzt werden!

Zum aktuellen Stand der Verfassungsentwicklung der Europäischen Union nach dem NON in Frankreich und dem Nee in den Niederlanden.
Bundeskanzlerin Angela Merkel strebt nach der Einigung im EU-Finanzstreit auch bei der Suche nach einem Ausweg aus der Verfassungskrise der Gemeinschaft eine Schlüsselrolle an. (Handelsblatt 19. Dezember 2005)

Merkel besucht neuen EU-Ratspräsidenten in Wien - Österreich verspricht EU ''neuen Schwung''

Österreich will in den kommenden sechs Monaten seiner EU-Ratspräsidentschaft Europa "neuen Schwung geben", und die deutsche Regierung will Wien darin nach Kräften unter-stützen. Zum Auftakt der sechsmonatigen EU-Ratspräsidentschaft seines Landes sagte Bundeskanzler Wolfgang Schüssel in Wien, man wolle die Zeit dazu nutzen, "Europa den Bürgerinnen und Bürgern wieder näher zu bringen und das Vertrauen in das europäische Projekt zu stärken". Österreich werde "sich bemühen, für die Gemeinschaft einen guten Dienst zu leisten".

Merkel verspricht Unterstützung

Bundeskanzlerin Angela Merkel, die zum Neujahrskonzert der Wiener Philharmoniker an die Donau gereist war, versprach, Deutschland werde "alles tun", damit die Ratspräsidentschaft Österreichs ein Erfolg werde. Gleichzeitig wies sie die Idee einer politischen "Achse" zwischen Berlin und Wien innerhalb der Union zurück. Prioritäten der künftigen EU-Politik müssten die Ankurbelung der Wirtschaft sowie die Abschaffung "unsinniger Regulierungen" sein. "Europa muss wirtschaftlich erfolgreich sein", betonte die Kanzlerin.

"Verfassungsdiskussion neu beginnen"

(diepresse.com) 09.01.2006

Bundeskanzler Wolfgang Schüssel will während des österreichischen EU-Ratsvorsitzes die Frage der EU-Verfassung neu beleben. "Wir haben uns vorgenommen, die Verfassungs-diskussion neu zu beginnen," sagte Schüssel in einem Interview. "Eine neue Verfassung wäre besser als das ziemlich zusammengestoppelte Konglomerat von vielen Texten, die wir heute haben."

Voraussetzung dafür sei, dass in allen europäischen Ländern ernsthaft mit der Bevöl-kerung wieder über Europa geredet werde, betonte Schüssel. "Über die Ziele, über die Grenzen Europas, über die Instrumente, über das wohin wir wollen und nicht nur woher wir kommen."

Damit wird klar, die Verfassung, in Frankreich und Nierelande eindeutig abgelehnt, soll jetzt durchgepeitscht werden. Österreich macht, wie im Plan D vorgesehen, den Vorreiter. Am 9. Mai, dem neuen Europatag, bisher war es der 5. Mai, erst mit der Verfassung sollte der 9. kommen, soll eine Konferenz ausgerichtet werden, um das weitere Verfahren der Verfassung zu diskutieren und die Ergebnisse dann auf der Ratssitzung im Sommer präsentiert werden.

Deutschland, die dann im ersten Halbjahr 2007 die Ratspräsidentschaft hat, will dann wohl die Verfassung unter Dach und Fach bringen.

Für uns bedeutet dies, wir müssen unsere Vorstellungen von ein Europa jetzt entwickeln und weiter Druck gegen die vorgelegte Verfassung machen!

Entstehungsgeschichte

Am 29. Oktober 2004 wurde in Rom der „Vertrag über eine Verfassung für Europa“ durch die Regierungen der 25 EU-Mitgliedsländer feierlich unterzeichnet. Er kann allerdings erst in Kraft treten, wenn er in allen 25 Ländern von den Parlamenten bzw. direkt von den Bürgerinnen und Bürgern in Volksabstimmungen angenommen wird. Dieser „Ratifizierungsprozess“ sollte bis Ende 2006 abgeschlossen sein. Nun haben im Mai 2005 unsere Mitbürgerinnen und Mitbürger in Frankreich und den Niederlanden NEIN gesagt und damit eine Krise in der Europäischen Union ausgelöst. Für viele haben bei ihrer Entscheidung die Kritikpunkte eine Rolle gespielt, die von Attac und anderen Organisationen der Zivilgesellschaft seit Veröffentlichung des Vertragsentwurfs vorgetragen worden sind (siehe Kasten unten). In Deutschland durfte nicht abgestimmt werden, trotz des Wunsches der übergroßen Mehrheit: eine skandalöse Entmündigung der Bürgerinnen und Bürger.

Ist der Verfassungsvertrag nun tot?

Viele Menschen glauben nun, der Verfassungsvertrag sei mit dem französischen und dem niederländischen NEIN erledigt. Das ist aber keineswegs der Fall. Zwar hat im Juni ein europäischer Ratsgipfel beschlossen, den Vertrag „auf Eis zu legen“. Das heißt aber weder, dass man das Projekt aufgegeben hätte, noch dass der Ratifizierungsprozess generell unterbrochen wäre, auch wenn in einer Reihe von Ländern wie z.B. in Großbritannien die Abstimmungen erst einmal ausgesetzt wurden. Andere, wie Malta und Luxemburg haben dagegen den Vertrag ratifiziert. Der deutsche Präsident Horst Köhler hat das vom Bundestag verabschiedete Ratifizierungsgesetz noch nicht unterschrieben, da noch eine Klage dagegen beim Bundesverfassungsgericht anhängig ist. Die Befürworter des Verfassungsvertrags hoffen, die Bevölkerung schließlich doch noch vom Nutzen des Vorhabens überzeugen zu können: am Grundkurs soll sich nichts ändern. Wirkliche Lehren aus dem Debakel werden amtlicherseits nicht gezogen. Außerdem schmiedet man bereits Pläne für den Fall, dass die Ratifizierung endgültig scheitern sollte. Wesentliche rechtliche Eckpunkte des Vertrages sollen gewissermaßen durch die Hintertür eingeführt werden. So hat das Europäische Parlament (EP) mit großer Mehrheit bereits im April - vor den Referenden in Frankreich und Holland - Beschlüsse zur„Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik“ (GASP) und der „Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ (ESVP) gefasst.

Plan D

Unter dem Eindruck der negativen Referenden in Frankreich und in den  Niederlanden zum Europäischen Verfassungsvertrag und der mißlungenen  Einigung über die Finanzielle Vorausschau 2007-2013 wurde Mitte Juni  2005 vom damaligen EU-Ratspräsident Juncker der "Plan D" wie "Dialog  und Debatte" ausgerufen.
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat kurz vor Weihnachten 05 vorgeschlagen, den Text um eine - politisch völlig  unverbindliche - Erklärung zur "sozialen Dimension Europas" zu  erweitern, ansonsten aber unverändert zu erhalten (siehe  http://zeus.zeit.de/hb/1014629.xml) Damit stößt Sie die Diskussion um den Verfassungsvertrag entsprechend dem Plan D an und nimmt den Hut auf, diesen Vertrag 2007, während der Ratspräsidentschaft Deutschlands im ersten Halbjahr, zum Durchbruch zu verhelfen.

Brüssel kann auch ohne Rechtsgrundlage

Unmittelbar im Vorfeld des Abschlussgipfels zum Verfassungsvertrag

ließen die deutsche und französische Regierung erkennen, dass sie an Plänen für den Fall schmieden, dass der Vertrag in nationalen Referenden scheitern würde. Der

französische Außenminister und ehemalige Kommissar für die institutionellen Reformen Michel Barnier wurde mit dem Vorschlag zitiert: „`Wir müssen in den Verfassungstext Vorgaben einfügen, die uns auch dann (nach dem Scheitern, die Autoren) in bestimmten Bereichen eine Weiterentwicklung ermöglichen.´ Die hierfür notwendigen Verfahren wurden laut Barnier zwischen den Außenministerien Berlins und Paris´ abgestimmt. Wie diese jedoch im Einzelnen aussehen, darüber ließen beide Regierungen die Partner und die Öffentlichkeit im Ungewissen.“ (Andreas Maurer, u.a.: Ratifikationsverfahren zum EU-Verfassungsvertrag. SWP-Studie, März 2005, S. 43) Hatte die Bertelsmann-Stiftung und das Centrum für Angewandte Politikforschung (CAP) schon damals den Auftrag, einen Entwurf für einen Vertrag zur Reform des Nizza-Vertrages vorzulegen, der im Juni 2005 veröffentlicht wurde? In diesem Entwurf werden die zentralen neoliberalen und militaristischen Artikel des Verfassungsentwurfs rechtlich abgesichert (http://www.cap.lmu.de/download/2005/2005_Vertrag.pdf). Die CAP-Autoren schlagen vor, in der nun eintretenden Zwischenphase soviel wie möglich Bestimmungen irreversibel in die Praxis umzusetzen: „Die frühzeitige Implementierung bestimmter Verfassungsneuerungen wird nicht nur die Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit der EU-25 verbessern. Darüber hinaus werden politische Tatsachen geschaffen, von denen die EU-Mitgliedstaaten auch im Falle eines endgültigen Scheiterns der Verfassungsratifikation nur schwerlich abrücken können.“

Fortgesetzte Militarisierung trotz NON und NEE

So bekundet das EP „die Auffassung, dass der Geist (und der Inhalt) der Vorschriften“ der EU-Verfassung „die die GASP betreffen, ab sofort angewandt werden sollten.“ Die große Mehrheit der EU-Parlamentarier ist der Auffassung, dass zu wenig Geld für Rüstung ausgegeben wird. „Die bestehende Finanzierung der GASP und der ESVP (Europäische Sicherheits- und 

Verteidigungspolitik) ist sowohl in quantitativer als auch in qualitativer Hinsicht ... völlig unzureichend.“ Das EP fordert daher „die Verfügbarkeit ausreichender Haushaltsmittel für die Verwirklichung von Rüstungsinitiativen, die von der EVA (Verteidigungsagentur) geleitet werden. ... Die Agentur soll der Ausrüstung und Bewaffnung der ‚Battle Groups’ eine besondere Aufmerksamkeit widmen.“ Das EU-Parlament ruft also dazu auf, alle demokratischen Prinzipien über Bord zu werfen und die Entscheidungen von nationalen Parlamenten und Volksabstimmungen schlicht und einfach zu ignorieren. Tatsächlich arbeitet die in dem Verfassungsentwurf vorgeschlagene Verteidigungsagentur bereits seit November 2004 mit einem Etat von 25 Mio. Euro und 80 Mitarbeitern.

Die Agentur ist derzeit auch nicht kontrollierbar. Da sie ihre Gelder dierekt von den Staten und der Industrie (?!) bekommt, die Staaten dies aber in ichrem Haushalt nicht weiter ausweissen, weis auch niemand, mit wie viel Geld die Agentur arbeit und was sie macht. Auf Nachfrage im Parlament verweigerte der Präsident der Verteidigungsagentur auf Grund diese Tatsache die Auskunft den Parlamentarieren!

Kriegsbereit binnen fünf Tagen...

Gerettet und legitimiert soll insbesondere das sog. „Protokoll über die ständig strukturierte Zusammenarbeit“, das im Juni 2004 als Anhang in dem Verfassungsentwurf verankert wurde, „An der ständig strukturierten Zusammenarbeit ... kann jeder Mitgliedsstaat teilnehmen, der sich ... verpflichtet ..., spätestens 2007 über die Fähigkeit zu verfügen ... bewaffnete Einheiten bereitzustellen, die ... taktisch als Kampfgruppen konzipiert ... und fähig sind, innerhalb von fünf bis 30 Tagen Missionen ... aufzunehmen.“ Damit wird die „Fähigkeit“ gefordert, binnen fünf Tagen einen Krieg vom Zaun zu brechen. Im Protokoll heißt es weiterhin, die an der „SSZ teilnehmenden Mitgliedstaaten verpflichten sich ... gegebenenfalls ihre nationalen Beschlussfassungsverfahren zu überprüfen“. Damit ist gemeint, dass ein Verfassungsverbot von Angriffskriegen oder ein Parlamentsvorbehalt bei Auslandseinsätzen den zitierten hehren Zielen, etwa kriegsbereit in fünf Tagen zu sein, im Weg steht und daher „überprüft“, sprich beseitigt werden muss. Das zielt nicht zuletzt auf das Grundgesetz, das Bundeswehreinsätze nur zu Verteidigungszwecken kennt, und auf die bisherige Festlegung, wonach Auslandseinsätze im Bundestag beschlossen werden müssen. Insgesamt, so Tobias Pflüger, parteiloser Europaparlamentarier, geht es darum, „das militärische Kerneuropa zu institutionalisieren und detailliert zu regeln“. Die Friedenswerkstatt Linz, Österreich, stellt fest: „Wir müssen davon ausgehen, dass die SSZ - das militärische Kerneuropa – zum eigentlichen Machtzentrum der EU wird. Mit der SSZ schält sich eine Struktur heraus, die den Führungsanspruch des Militärisch-Industriellen Komplexes in den Verfassungsrang erhebt.“

Milliarden für Rüstung...

Nach Plänen der EU-Kommission soll die EU ab 2007 jährlich bis zu zwei Milliarden

Euro allein in die Rüstungs- und Sicherheitsforschung stecken. Die EU mit einem Verteidigungsgesamthaushalt aller Länder von 160 Milliarden Euro soll zu einem „globalen Akteur“ werden, der global auch mehrere Einsätze gleichzeitig ausführen können muss. Konkret umgesetzt wird dieses Ziel durch das sog. Headlinegoal 2010, das auch im Juni verabschiedet wurde. In den Medien wurde dieser „ambitionierte Fahrplan in Richtung globale Kriegsfähigkeit“ wie das die Friedenswerkstatt Linz bezeichnet, weithin verschwiegen. Im „Headlinegoal 2010“ werden die Meilensteine benannt, mit denen die EU bis 2010 „als globaler Akteur“ in der Lage sein soll „mit raschen und entscheidenden Aktionen das volle Spektrum an Krisenmanagement-Operationen“ abzudecken. Bis 2010 soll die EU dadurch in der Lage sein, weltweit „Entwaffnungsaktionen“ durchzuführen. Die beiden EU-Militärwissenschafter Gerald Quille und Fraser Cameron bekennen offen, dies könne „vom Schutz von UN-Inspektoren bis zu einer Invasion á la Irak“, schlichtweg alles beinhalten. Gegen militärpolitische, sicherheitspolitische Entscheidungen des Ministerrates kann vor dem EUGH nicht geklagt werden, das EP wird nicht beteiligt, die alleinige Zuständigkeit der EU in allen Fragen der Gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik entzieht auch den nationalen Parlamenten die Kontrolle und Entscheidungsbefugnis. Das bedeutet in der Konsequenz, dass die EU völkerrechtswidrige militärische Interventionen in aller Welt durchführen kann, für die sich die Kriegstreiber vor keinem Parlament und keinem Gericht zu verantworten haben!

Erstes EU-Militärmanöver mit Ulmer Truppenkommando: Vorbereitung auf EU-Regionalkrieg

Zum ersten EU-Militärmanöver (MILEX 05) erklärt Tobias Pflüger, Mitglied im Auswärtigen Ausschuss des EU-

Parlaments und Koordinator für die Links-fraktion im Unterausschuss Sicherheit und Verteidigung:

Bis 2. Dezember sollen zum ersten Mal "autonom geführte" EU- Militär-operationen geübt werden. Insgesamt sind für die EU-Militäreinsätze fünf so genannte Operation Headquarters (OHQ) vorgesehen. Bei der Übung MILEX05 sind das OHQ in Paris/Mt. Valérien und Ulm als deutsches Zentrum für EU-Militäreinsätze (Force Headquarter, FHQ) an der Übung beteiligt. Damit ist ein weiterer Schritt in Richtung Militarisierung der EU vollzogen. Von einer Zivilmacht EU oder gar einer zivilen EU kann keine Rede mehr sein.

Das Szenario der EU-Militärübung hat denn auch mit Territorialverteidigung nichts zu tun. Basis des Szenarios ist ein so genannter "inner-ethnischer" Konflikt auf einer Insel, in der Übung "Atlantia" genannt. Angeblich um der wachsenden Gefahr zunehmender Instabilität zu begegnen werden die EU- Truppen entsandt. Ehrlicher ist da das European Defence Paper, Vorentwurf für ein EU-Weisbuch, vom Institut für Strategische Studien (ISS) in Paris erarbeitet, dass als eines der möglichen EU-Militäreinsatzszenarien den EU-geführten

Regionalkrieg zur Rohstoffsicherung benennt. Hier der entsprechende Auszug aus dem Defence Paper: "In einem Land x, das an den indischen Ozean grenzt haben anti-westliche Kräfte die Macht erlangt und benutzen Öl als Waffe, vertreiben Westler und greifen westliche Interessen an." (S. 83) Ziel sei es "das besetzte Gebiet zu befreien und die Kontrolle über einige der Ölinstallationen, Pipelines und Häfen des Landes x zu erhalten." (S. 83)

Diese Kriegsübungen müssen unbedingt ge-stoppt werden. Zusammen mit der Friedens- und Anti-Kriegs-Bewegung sind für 2006 Aktionen in Ulm gegen das deutsche EU- Kommando "Operative Führung Eingreifkräfte" geplant. 

Brüssel, den 29. November 2005

Die Dienstleitungsrichtlinie, eine Umsetzung der neoliberalen Struk-turen des Verfassungsvertrages.

Mit der 1. Lesung zu der nach seinem Verfasser benannten „Bolkestein-Richtlinie“ sollen die neoliberalen Strukturen des Verfassungsvertrages jetzt als Gesetzt umgesetzt werden, damit vollends alles umgesetzt worden ist und der Verfassungsvertrag nur noch eine Formsache ist!


Der einzig vorwärts weisende Weg: Europa von unten

Es kann kein soziales und friedliches Europa ohne Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger geben. Deshalb wird die durch das doppelte Nein gewonnene Zeit nur dann wirklich genutzt werden können, wenn die Initiative für die europäische Entwicklung nicht mehr denen überlassen bleibt, die für die Bürgerferne ihrer Politik gerade die Quittung erhalten haben. - Deshalb muss jetzt endlich eine öffentliche Debatte ohne Zeitdruck über die Zukunft der EU ermöglicht werden. - Deshalb darf der Ratifizierungsprozess über den vorliegenden untauglichen Text nicht weitergehen. - Ein neue Verständigung über die Grundlagen des europäischen Zusammenlebens muss nicht nur zu neuen Inhalten führen, sondern auch eine Form annehmen, die die Gestaltung von unten ermöglicht und in dem Initiativen aus der Zivilgesellschaft ein Chance haben.

EU-Regionalforen europaweit,

auch in der Region Stuttgart und in Waiblingen!

Mit der Idee von Versammlungen von unten, „Ateliers de Participation“, dezentral, europaweit, an vielen Orten, gleichzeitig an einem Tag, kann ein Zeichen für ein demokratisches, soziales, friedliches und ökologisches Europa gesetzt werden. Wir wollen regionale Initiativen unter breiter Beteiligung der zivilgesellschaftlichen Bewegungen aus globalisierungskritischen, ökologischen, friedenspolitischen, kirchlichen, Nord-Süd, gewerkschaftlichen, künstlerischen und anderen Zusammenhängen in ganz Europa und Zukunftsentwürfe für ein anderes Europa von unten entwickeln. Am 4. März 2006 beteiligen wir uns an einem „Europaweiten Tag der Ateliers participatifs“, beim Europäischen Sozialforum in Athen Frühjahr 2006 werden die Vorschläge aus diesen Ateliers diskutiert.

Infos unter: www.euregionalforen.de und www.attac.de/schorndorf 
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Kernpunkte zivilgesellschaftlicher Kritik am EU-Verfassungsvertrag


• Der Vertrag enthält in seinen 448 Artikeln mit zusätzlich 36 Protokollen und 30 Erklärungen eine monströse Fülle von Detailregelungen, die niemals in eine Verfassung gehören, weil sie Gestaltungsoffenheit verhindern.


• Die ohnehin schon mächtige EU wird durch den Verfassungsvertrag noch mächtiger, die nationalen Parlamente werden zu Umsetzungsinstanzen für EU-Direktiven herabgestuft.


• Dem EU-Parlament werden nach wie vor grundlegende Rechte vorenthalten.


• Die Ausübung der Grundrechte wird relativiert durch die Bestimmung, sie erfolge „im Rahmen“ der in anderen


Teilen der Verfassung festgelegten Bedingungen und Grenzen (Art. II-112).


• Die Mitgliedstaaten werden zu kontinuierlicher Aufrüstung verpflichtet und die Selbstermächtigung zu weltweiten Kampfeinsätzen ohne UNO-Mandat wird ermöglicht.


• Zahlreiche Formulierungen im Text verleihen einer neoliberal orientierten Wirtschaftsordnung Verfassungsrang.


Die Sozialbindung des Wirtschaft und des Eigentums wird vernachlässigt.


• Die EU wird mit dieser Verfassung noch stärker auf die Politik der Welthandelsorganisation WTO eingeschworen; damit werden Sozialabbau und Kommerzialisierung öffentlicher Güter beschleunigt.





Themen – Veranstaltungen - Infos





Schwarz hält Weis in Schach





11. Februar 2006: Demo gegen die EU-Dienstleistungsrichtlinie in Strasbourg


Busse fahren ab: Schwäbisch Gmünd Bahnhof  09:00  Uhr; 


Schorndorf Busbahnhof 09:30 Uhr


Waiblingen Bahnhof 09:45 Uhr / Stuttgart Busbahnhof 10:00 Uhr


Preis: 10,-€ / 


Karten und Infos:


Adolf Riekenberg (07182-49 112) E.Mail: buero@schweissen-sfi.de








Adolf Riekenberg (07182-49 112) E.Mail: � HYPERLINK "mailto:buero@schweissen-sfi.de" ��buero@schweissen-sfi.de� 
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